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SATZUNG

Uber die Erhebung von Beitragen nach § 6 des Nds. Kommunalabgaben-
gesetzes fur stralBenbauliche MaRnahmen in der Stadt Papenburg

in der Fassung vom 29.03.2001
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Aufgrund der 88 6 und 83 der Niederséchsischen Gemeindeordnung (NGO) in der Fassung vom
22.08.1996 (Nds. GVBI. S. 382) zuletzt gedndert durch Gesetz vom 12.03.1999 (Nds. GVBI. S.
74) und § 6 des Niedersachsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) in der Fassung vom
11.02.1992 (Nds. GVBI. S. 30) zuletzt geandert durch Gesetz vom 23.07.1997 (Nds. GVBI. S.
374) hat der Rat der Stadt Papenburg in seiner Sitzung am 29.03.2001 folgende Satzung be-
schlossen:

§1

Beitragsfahige MaflRnahmen

(1) Zur teilweisen Deckung ihres Aufwandes fir die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung
und Erneuerung ihrer 6ffentlichen StraRen, Wege und Platze (6ffentliche Einrichtungen) er-
hebt die Stadt Papenburg - sofern ErschlieBungsbeitrdge nach den 8§ 127 ff BauGB nicht
erhoben werden kénnen - nach Maligabe dieser Satzung Beitrdge von den Grundstlicksei-
genttimern, denen die Moglichkeit der Inanspruchnahme dieser 6ffentlichen Einrichtungen
besondere wirtschaftliche Vorteile bietet.

(2) Zu den o6ffentlichen Einrichtungen gehéren auch die aus tatsachlichen oder rechtlichen
Grunden mit Kraftfahrzeugen nicht befahrbaren Wohnwege, die Gemeindeverbindungsstra-
Ren (8 47 Nr. 2 NStrG) und die anderen Strallen im Aulienbereich, die die Stadt fir den 6f-
fentlichen Verkehr gewidmet hat (§ 47 Nr. 3 NStrG).

(3) Die Stadt ermittelt den beitragsfahigen Aufwand jeweils flr die einzelne AusbaumafRnahme.
Sie kann den Aufwand auch hiervon abweichend fir bestimmte Teile einer Malinahme
(Aufwandsspaltung) oder fir einen selbstdndig nutzbaren Abschnitt einer Malinahme (Ab-
schnittsbildung) gesondert ermitteln.

(4) Inhalt und Umfang der beitragsfahigen Malinahmen werden durch das Bauprogramm be-
stimmt. Das Bauprogramm wird durch die Stadt formlos festgelegt.

82

Umfang des beitragsfahigen Aufwandes

Zum beitragsfahigen Aufwand gehoren die Kosten

1. far den Erwerb (einschlielich aufstehender Bauten und Erwerbsnebenkosten) der fiir die
Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung der 6ffentlichen Einrichtungen
benotigten Grundflachen; dazu gehort auch der Wert der von der Stadt hierflir aus ihrem
Vermogen bereitgestellten Flachen im Zeitpunkt der Bereitstellung;

2. fur die Freilegung der Fléche;

3. fur die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung der Fahrbahn mit Un-
terbau und Decke sowie flr notwendige Erhéhungen und Vertiefungen einschliellich der
Anschlisse an andere StraRen sowie Aufwendungen und Ersatzleistungen wegen Veran-
derung des StraRenniveaus;
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4. fur die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung von

a) Randsteinen und Schrammborden,

b) Rad- und Gehwegen,

c) Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicherheitsstreifen,

d) niveaugleichen Mischflachen,

e) Beleuchtungseinrichtungen,

f) Rinnen und andere Einrichtungen fir die Oberflachenentwésserung der 6ffentlichen
Einrichtungen,

g) Boéschungen, Schutz- und Stlitzmauern,

h) Parkflachen (auch Standspuren, Busbuchten und Bushaltestellen) und Grinanlagen,
soweit sie Bestandteil der 6ffentlichen Einrichtungen sind,;

5. fur die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung von Wegen, Platzen und
FulRgangerzonen in entsprechender Anwendung von Nr. 3;

6. der Fremdfinanzierung;

7. die zum Ausgleich oder zum Ersatz eines durch eine beitragsfahige MafRnahme bewirkten
Eingriffs in Natur und Landschaft zu erbringen sind,;

8. der Beauftragung Dritter mit der Planung und Bauleitung.

83

Ermittlung des beitragsfahigen Aufwandes

(1) Der beitragsfahige Aufwand wird nach den tatsdchlichen Kosten ermittelt.

(2) Der Aufwand fur

1. Bdschungen, Schutz- und Stitzmauern,
2. Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicherheitsstreifen,
3. Ersatzleistungen wegen Veranderung des StralRenniveaus,

wird den Kosten der Fahrbahn zugerechnet.

84
Anteil der Stadt am beitragsfahigen Aufwand

(1) Die Stadt tragt zur Abgeltung des sich fur die Allgemeinheit aus der Inanspruchnahme der
offentlichen Einrichtung ergebenden besonderen Vorteils von dem beitragsfahigen Auf-
wand den sich aus Abs. 2 ergebenden Anteil. Den tbrigen Teil des beitragsfahigen Auf-
wandes tragen die Beitragspflichtigen und die Stadt, soweit sie Eigentimerin oder Erbbau-
berechtigte eines bertcksichtigungsfahigen Grundstlcks ist.

(2) Der zur Abgeltung der Inanspruchnahme der 6ffentlichen Einrichtung durch die Allgemein-
heit auf die Stadt entfallende Anteil am beitragsfahigen Aufwand betragt:

1. bei offentlichen Einrichtungen, die Gberwiegend dem Anliegerverkehr dienen,
sowie bei verkehrsberuhigten Wohnstra3en

25V.H.,,
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2. bei offentlichen Einrichtungen mit starkem innerértlichen Verkehr

a) fur Fahrbahnen, Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicherheitsstreifen
sowie Bdschungen, Schutz- und Stiitzmauern, Busbuchten und
Bushaltestellen 60 v.H.,

b) fur Randsteine und Schrammborde, fur Rad- und Gehwege - auch
als kombinierte Anlage - sowie flr Griinanlagen als Bestandteil

der o6ffentlichen Einrichtung 40 v.H.,
c) fir Beleuchtungseinrichtungen sowie fur Rinnen und andere

Einrichtungen der Oberflachenentwasserung 50 v.H.,
d) fir Parkflachen (auch Standspuren) ohne Busbuchten und

Bushaltestellen 30 v.H,,
e) fir niveaugleiche Mischflachen 50 v.H.

3. Dbei Offentlichen Einrichtungen, die iberwiegend dem Durchgangsverkehr dienen,

a) fur Fahrbahnen, Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicherheitsstreifen
sowie Boschungen, Schutz- und Stltzmauern, Busbuchten und
Bushaltestellen 70 v.H.,

b) fir Randsteine und Schrammborde, fir Rad- und Gehwege - auch
als kombinierte Anlage - sowie fur Griinanlagen als Bestandteil

der 6ffentlichen Einrichtung 50 v.H.,
c) fir Beleuchtungseinrichtungen sowie fur Rinnen und andere
Einrichtungen der Oberflachenentwdsserung 60 v.H.,
d) fir Parkflachen (auch Standspuren) ohne Busbuchten und
Bushaltestellen 40 v.H.,
4. bei GemeindestralRen im Sinne von § 47 Nr. 2 NStrG 70 v.H.,
5. bei Gemeindestralen im Sinne von § 47 Nr. 3 NStrG 25Vv.H.,,
6. bei FuRgangerzonen 50 v.H.

(3) Zuschusse Dritter sind, soweit der Zuschul3geber nichts anderes bestimmt hat, zunéchst zur
Deckung der Anteile der Stadt zu verwenden.

(4) Die Stadt kann im Einzelfall vor Entstehen der sachlichen Beitragspflichten durch eine er-
ganzende Satzung von den Anteilen nach Abs. 2 abweichen, wenn wichtige Griinde fir eine
andere Vorteilsbemessung sprechen.

85

Verteilung des umlagefahigen Ausbauaufwands

(1) Der umlagefahige Ausbauaufwand wird auf die Grundstlicke verteilt, von denen aus die
Madglichkeit der Inanspruchnahme der ausgebauten 6ffentlichen Einrichtung oder eines be-
stimmten Abschnitts von ihr besteht (berlicksichtigungsfahige Grundstiicke). Die Verteilung
des Aufwandes auf diese Grundstiicke erfolgt im Verhaltnis der Nutzflachen, die sich fr
diese Grundstiicke aus der Vervielfachung der maligeblichen Grundstiicksflache mit dem
nach den 88 6 und 7 maRgeblichen Nutzungsfaktor ergeben.
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(2) Als Grundstiicksflache gilt grundsatzlich der Flacheninhalt des Grundstlcks im birgerlich-
rechtlichen Sinn. Soweit Flachen bertcksichtigungsfahiger Grundstlicke baulich oder ge-
werblich nutzbar sind, richtet sich die Ermittlung des Nutzungsfaktors nach § 6. Fiir die Ubri-
gen Flachen - einschliellich der im AuBenbereich liegenden Teilflachen jenseits einer Be-
bauungsplangrenze, einer Tiefenbegrenzungslinie oder der Grenze einer Satzung nach § 34
Abs. 4BauGB - richtet sich die Ermittlung des Nutzungsfaktors nach § 7.

(3) Als baulich oder gewerblich nutzbar gilt bei berticksichtigungsfahigen Grundstiicken,

1. die insgesamt oder teilweise im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes und mit der
Restflache innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles liegen, die Gesamtfla-
che des Grundstiickes;

2. die Uber die Grenzen des Bebauungsplanes in den AuBenbereich hinausreichen, die Fla-
che im Bereich des Bebauungsplanes;

3. die im Bereich einer Satzung nach 8 34 Abs. 4 BauGB liegen und bei Grundstlicken, die
uber die Grenzen einer solchen Satzung hinausreichen, die Flache im Satzungsbereich;

4. fir die kein Bebauungsplan und keine Satzung nach 8§ 34 Abs. 4 BauGB besteht,

a) wenn sie insgesamt innerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (8 34
BauGB) liegen, die Gesamtflache des Grundstiicks,

b) wenn sie mit ihrer Fl&che teilweise im Innenbereich (§ 34 BauGB) und teilweise im
AuRenbereich (8§ 35 BauGB) liegen, fur Grundstiicke, die

ba) an die 6ffentliche Einrichtung angrenzen, die Flache zwischen der ¢ffentlichen
Einrichtung und einer Linie, die in einem gleichmaRigen Abstand von 50 m zu ihr
verlauft;

bb) die nicht an die 6ffentliche Einrichtung angrenzen oder lediglich durch einen zum
Grundstlck gehdérenden Weg mit ihr verbunden sind, die Flache zwischen der der
offentlichen Einrichtung zugewandten Grundstiicksseite und einer Linie, die in ei-
nem gleichméligen Abstand von 50 m zu ihr verlauft;

5. die Uber die sich nach Nr. 2, 3 oder Nr. 4 lit. b) ergebenden Grenzen hinaus bebaut oder
gewerblich genutzt sind, die Flache zwischen der 6ffentlichen Einrichtung bzw. im Fall
von Nr. 4 lit. b) der der 6ffentlichen Einrichtung zugewandten Grundstiicksseite und einer
Linie hierzu, die in dem gleichmaliigen Abstand verlauft, der der tibergreifenden Bebau-
ung oder gewerblichen Nutzung entspricht;

(4) Bei berticksichtigungsfahigen Grundstiicken, die

1. nicht baulich oder gewerblich, sondern nur in vergleichbarer Weise nutzbar sind (z.B.
Friedhofe, Sport- und Festplatze, Freibader, Dauerkleingérten) oder innerhalb des im
Zusammenhang bebauten Ortsteils so genutzt werden, oder

2. ganz bzw. teilweise im AuflRenbereich (§ 35 BauGB) liegen oder wegen entsprechen-
der Festsetzungen in einem Bebauungsplan nur in anderer Weise nutzbar sind (land-
wirtschaftliche Nutzung),

ist die Gesamtflache des Grundstuicks bzw. die Flache des Grundstiicks zugrunde zu legen,
die von den Regelungen in Abs. 3 nicht erfal3t wird.
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86

Nutzungsfaktoren flr Baulandgrundstiicke pp.

(1) Der maligebliche Nutzungsfaktor bei berlicksichtigungsféahigen Grundstiicken, die baulich
oder gewerblich nutzbar sind, wird durch die Zahl der VVollgeschosse bestimmit.

Dabei gelten als VVollgeschol? alle Geschosse, die nach landesrechtlichen Vorschriften Voll-
geschosse sind. Kirchengebaude werden stets als eingeschossige Gebaude behandelt. Besteht
im Einzelfall wegen der Besonderheiten des Bauwerks in ihm kein VollgescholR im Sinne der
Landesbauordnung, so werden bei gewerblich oder industriell genutzten Grundstlicken je an-
gefangene 3,50 m und bei allen in anderer Weise baulich genutzten Grundstticken je ange-
fangene 2,20 m Hohe des Bauwerks (Traufhthe) als ein VVollgeschol? gerechnet.

(2) Der Nutzungsfaktor betragt bei einem VollgeschoR 1,0 und erhéht sich je weiteres Vollge-
schof um 0,25.

(3) Als Zahl der Vollgeschosse gilt - jeweils bezogen auf die in 8 5 Abs. 3 bestimmten Fl&chen -
bei Grundsticken,

1. die ganz oder teilweise im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes liegen ( 8 5 Abs. 3 Nr. 1
und Nr. 2),

a) die im Bebauungsplan festgesetzte héchstzuldssige Zahl der VVollgeschosse;

b) fir die im Bebauungsplan statt der Zahl der VVollgeschosse die H6he der baulichen
Anlagen festgesetzt ist, in Gewerbe-, Industrie- und Sondergebieten im Sinne von §
11 Abs. 3 BauNVO die durch 3,5 und in allen anderen Baugebieten die durch 2,2 ge-
teilte hdchstzuldssige Gebaudehdhe (Traufhdhe) auf ganze Zahlen aufgerundet,

c¢) fur die im Bebauungsplan weder die Zahl der VVollgeschosse noch die Héhe der bauli-
chen Anlagen, sondern nur eine Baumassenzahl festgesetzt ist, die durch 3,5 geteilte
hochstzuldssige Baumassenzahl auf ganze Zahlen aufgerundet,

d) auf denen nur Garagen oder Stellplatze errichtet werden durfen, die Zahl von einem
VollgeschoR je Nutzungsebene,

e) flr die im Bebauungsplan gewerbliche Nutzung ohne Bebauung festgesetzt ist, die Zahl
von einem Vollgeschol3,

f) flr die im Bebauungsplan industrielle Nutzung ohne Bebauung festgesetzt ist, die Zahl
von zwei Vollgeschossen,

g) fur die in einem Bebauungsplan weder die Zahl der vorhandenen Vollgeschosse noch
die Hohe der baulichen Anlagen bzw. die Baumassenzahl bestimmt ist, der in der ndhe-
ren Umgebung berwiegend festgesetzte und / oder tatsachlich vorhandene (8§ 34
BauGB) Berechnungswert nach lit. a- ¢);

2. auf denen die Zahl der Vollgeschosse nach Nr. 1 lit. a) bzw. lit. d) - g) oder die Hohe der
baulichen Anlagen bzw. die Baumassenzahl nach Nr. 1 lit. b) bzw. lit. ¢) Gberschritten
wird, die tatsachlich vorhandene Zahl der Vollgeschosse bzw. die sich nach der tatsachlich
vorhandenen Bebauung ergebenden Berechnungswerte nach Nr. 1 lit. b) bzw. lit. c);
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3. fur die kein Bebauungsplan besteht, die aber ganz oder teilweise innerhalb des im Zusam-
menhang bebauten Ortsteiles liegen (§ 5 Abs. 3 Nr. 3 und Nr. 4), wenn sie

a) bebaut sind, die hdchste Zahl der tatsachlich vorhandenen Vollgeschosse,

b) unbebaut sind, die Zahl der in der ndheren Umgebung tberwiegend vorhandenen Voll-
geschosse.

(4) Der sich aus Abs. 2 in Verbindung mit Abs. 3 ergebende Nutzungsfaktor wird vervielfacht mit

1. 1,5 - wenn das Grundstiick innerhalb eines tatsachlich bestehenden (§ 34 BauGB) oder
durch Bebauungsplan ausgewiesenen Wohngebietes (§ 3, § 4 und § 4 a BauNVO), Dorfge-
bietes (8 5 BauNVO) oder Mischgebietes (8 6 BauNVO) oder ohne ausdriickliche Gebiets-
festsetzung innerhalb eines Bebauungsplangebietes Gberwiegend gewerblich oder tiberwie-
gend in einer der gewerblichen Nutzung &hnlichen Weise (z.B. Verwaltungs-, Schul-, Post
- und Bahnhofsgebaude, Praxen fir freie Berufe) genutzt wird;

2. 2,0 - wenn das Grundstiick innerhalb eines tatsachlich bestehenden (8 34 BauGB) oder
durch Bebauungsplan ausgewiesenen Kerngebietes (8 7 BauNVO), Gewerbegebietes (8 8
BauNVO), Industriegebietes (8 9 BauNVO) oder Sondergebietes (8 11 BauNVO) liegt.

87

Nutzungsfaktoren flr Grundstiicke mit sonstiger Nutzung

(1) Fur die Flachen nach § 5 Abs. 4 gelten als Nutzungsfaktoren bei Grundstiicken, die

1. aufgrund entsprechender Festsetzungen in einem Bebauungsplan
nicht baulich oder gewerblich, sondern nur in vergleichbarer Weise
nutzbar sind (z.B. Friedhofe, Sport- und Festplétze, Freibader,
Dauerkleingérten) oder innerhalb des im Zusammenhang bebauten
Ortsteils so genutzt werden 0,5

2. im AulRenbereich (8 35 BauGB) liegen oder wegen entsprechender Fest-
setzungen in einem Bebauungsplan nur in anderer Weise nutzbar sind
(z.B. landwirtschaftliche Nutzung), wenn

a) sie ohne Bebauung sind, bei

aa) Waldbestand oder wirtschaftlich nutzbaren Wasserflachen 0,0167,
bb) Nutzung als Grunland, Ackerland oder Gartenland 0,0333,
cc) gewerblicher Nutzung (z.B. Bodenabbau pp.) 1,0

b) sie in einer der baulichen oder gewerblichen Nutzung vergleichbaren
Weise genutzt werden (z.B. Friedhofe, Sport- und Festpléatze,
Freib&der, Dauerkleingarten, Campingplatze ohne Bebauung) 0,5

¢) auf ihnen Wohnbebauung, landwirtschaftliche Hofstellen oder
landwirtschaftliche Nebengebaude (z.B. Feldscheunen) vorhanden
sind, fur eine Teilfl&che, die sich rechnerisch aus der Grundflache
der Baulichkeiten geteilt durch die Grundflachenzahl 0,2 ergibt, 1,0,

mit Zuschlagen von je 0,25 fur das zweite und jedes weitere tatsachlich
vorhandene Vollgeschol, fir die Restflache gilt lit. a),
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d) sie als Campingplatz genutzt werden und eine Bebauung besteht,
flir eine Teilflache, die sich rechnerisch aus der Grundflache der
Baulichkeiten geteilt durch die Grundflachenzahl 0,2 ergibt 1,0

mit Zuschldgen von je 0,25 flr das zweite und jedes weitere tatséchlich
vorhandene VollgeschoR, fur die Restflache gilt lit. b),

e) sie gewerblich genutzt und bebaut sind, fir eine Teilflache,
die sich rechnerisch aus der Grundflache der Baulichkeiten
geteilt durch die Grundflachenzahl 0,2 ergibt, 1,5

mit Zuschlagen von je 0,375 flr das zweite und jedes weitere
tatséchlich vorhandene VollgeschoR, fur die Restflache gilt lit. a),

f) sie ganz oder teilweise im Geltungsbereich einer Satzung
nach § 35 Abs. 6 BauGB liegen, fur die von der Satzung erfa3ten
Teilflachen

aa) mit Baulichkeiten, die kleinen Handwerks- oder
Gewerbebetrieben dienen, 1,5

mit Zuschldgen von je 0,375 fir das zweite und jedes
weitere tatséchlich vorhandene VollgeschoR

bb) mit sonstigen Baulichkeiten oder ohne Bebauung 1,0

mit Zuschldgen von je 0,25 flr das zweite und jedes weitere
tatsachlich vorhandene VollgeschoRB,

fur die Restflache gilt lit. a).
(2) Die Bestimmung des Vollgeschosses richtet sich nach 8 6 Abs. 1.

88

Aufwandsspaltung

Ohne Bindung an eine bestimmte Reihenfolge kann der StraRenausbaubeitrag selbstandig erho-
ben werden fur

die Kosten des Grunderwerbs der dffentlichen Einrichtung,
die Kosten der Freilegung flr die Durchfiihrung der BaumaRnahme,
die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung der Fahrbahn,

die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung der Mopedwege
oder eines von ihnen,

5. die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung der Radwege
oder eines von ihnen,

6. die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung der Gehwege
oder eines von ihnen,

7. die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung kombinierter Rad- und
Gehwege oder eines von ihnen,

8. die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung der Oberflachenentwasse-
rung der 6ffentlichen Einrichtung,

9. die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung der Beleuchtungseinrich-
tungen der offentlichen Einrichtung,

oD



Papenburg\

Strallenausbaubeitragssatzung Seite 9 von 10

10. die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung der Parkflachen,
11. die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung der Griinanlagen.

89

Entstehung der Beitragspflicht
(1) Die Beitragspflicht entsteht mit der Beendigung der beitragsfahigen Malinahme.

(2) In den Féllen einer Aufwandsspaltung entsteht die Beitragspflicht mit der Beendigung der
TeilmaBBnahme, frihestens jedoch mit dem Ausspruch der Aufwandsspaltung.

(3) Bei der Abrechnung von selbstdndig nutzbaren Abschnitten entsteht die Beitragspflicht mit
der Beendigung der AbschnittsmaRnahme, friihestens jedoch mit dem Abschnittsbildungs-
beschlul?.

(4) Die in Abs. 1 - 3 genannten MaRnahmen sind erst dann beendet, wenn die technischen Arbei-
ten entsprechend dem von der Stadt aufgestellten Bauprogramm fertiggestellt sind und der
Aufwand berechenbar ist und in den Féllen des Abs. 1 und 3 die erforderlichen Grundflachen
im Eigentum der Stadt stehen.

§10

Vorausleistungen

Auf die kunftige Beitragsschuld kdnnen angemessene Vorausleistungen verlangt werden, sobald
mit der Durchfuhrung der Malinahme begonnen worden ist. Die Vorausleistung ist mit der end-
gultigen Beitragsschuld zu verrechnen, auch wenn der Vorausleistende nicht beitragspflichtig ist.

§11

Beitragspflichtige

(1) Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides Eigentumer
des Grundstuicks ist. Ist das Grundstiick mit einem Erbbaurecht belastet, so ist anstelle des
Eigentlimers der Erbbauberechtigte beitragspflichtig. Mehrere Beitragspflichtige haften als
Gesamtschuldner; bei Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und Teil-
eigentlimer nur entsprechend ihrem Miteigentumsanteil beitragspflichtig.

(2) Der Beitrag ruht als 6ffentliche Last auf dem Grundstiick, bei Bestehen eines Erbbaurechts
auf diesem und im Falle von Abs. 1 S. 3 Halbsatz 2 auf dem Wohnungs- oder Teileigentum.

§12

Beitragsbescheid

Der Beitrag, der auf den einzelnen Beitragspflichtigen entfallt, wird durch schriftlichen Bescheid
festgesetzt.
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8§13

Falligkeit

Die nach dieser Satzung erhobenen Beitrdge und Vorausleistungen werden einen Monat nach der
Bekanntgabe des Bescheides fallig.

§14

Ablodsung

(1) In Féllen, in denen die Beitragspflicht noch nicht entstanden ist, kann die Ablésung durch
Vertrag vereinbart werden.

(2) Zur Feststellung des Ablosungsbetrages ist der flr die Ausbaumallinahme im Sinne von § 1
entstehende Ausbauaufwand anhand von bereits vorliegenden Unternehmerrechnungen und
im Ubrigen nach dem Ausschreibungsergebnis sowie den Kosten flr den Ausbau von Teilein-
richtungen bei vergleichbaren ¢ffentlichen Einrichtungen zu ermitteln und nach MalRgabe der
88 4 bis 7 auf die Grundstiicke zu verteilen, von denen aus die Mdglichkeit der Inanspruch-
nahme der betreffenden 6ffentlichen Einrichtung besteht.

(3) Durch Zahlung des Abldsungsbetrages wird die Beitragspflicht flr die betreffende Maf3nah-
me endgliltig abgegolten.

§15

Inkrafttreten

Diese Satzung tritt rickwirkend zum 01.01.1999 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung vom
24.09.1987 auBer Kraft.

Papenburg, den 29. Mérz 2001

STADT PAPENBURG

U. Nehe
Blrgermeister



	SATZUNG
	Seite

	§ 1  Beitragsfähige Maßnahmen
	§ 2 Umfang des beitragsfähigen Aufwandes
	§ 3  Ermittlung des beitragsfähigen Aufwandes
	§ 4  Anteil der Stadt am beitragsfähigen Aufwand
	§ 5 Verteilung des umlagefähigen Ausbauaufwands
	§ 6 Nutzungsfaktoren für Baulandgrundstücke pp.
	§ 7  Nutzungsfaktoren für Grundstücke mit sonstiger Nutzung
	§ 8  Aufwandsspaltung
	§ 9 Entstehung der Beitragspflicht
	§ 10 Vorausleistungen
	§ 11 Beitragspflichtige
	§ 12 Beitragsbescheid
	§ 13 Fälligkeit
	§ 14 Ablösung
	§ 15 Inkrafttreten
	STADT PAPENBURG


